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1. Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus gebilligt 

 

Am 3.2.2016 billigte das Bundeskabinett einen Gesetzentwurf zur Einführung der steuerlichen Förde-

rung des Mietwohnungsneubaus. Damit soll die Schaffung neuer Mietwohnungen im unteren und 

mittleren Preissegment in ausgewiesenen Fördergebieten steuerlich begünstigt werden. 

 

 Der Gesetzentwurf sieht dafür die Einführung einer zeitlich befristeten, degressiven Sonderab-

schreibung für die Anschaffung oder Herstellung neuer Mietwohngebäude in Gebieten mit ange-

spanntem Wohnungsmarkt vor, die auch für mittlere und untere Einkommensgruppen bezahlbar 

sind. Wohnungen mit hohem Standard und Geschäftsräume werden vollständig von der Maßnahme 

ausgeschlossen. 



 Die Förderung setzt nach dem derzeitigen Gesetzentwurf die Einhaltung einer Baukostenobergren-

ze von 3.000 € je Quadratmeter Wohnfläche voraus, von der maximal 2.000 € je Quadratmeter 

Wohnfläche gefördert werden sollen. 

 Die Sonderabschreibung soll im 1. und 2. Jahr 10 % und im 3. Jahr 9 % betragen und neben der 

normalen linearen AfA möglich sein, sodass sich nach 3 Jahren bereits 35 % der Investition steu-

ermindernd auswirken könnten. 

 Die begünstigten Flächen müssen mindestens 10 Jahre der Vermietung zu Wohnzwecken dienen. 

 Zum Fördergebiet gehören nur Gemeinden mit Mietenstufen IV bis VI, deren Mietenniveau um 

mindestens 5 % oberhalb des Bundesdurchschnitts liegt. Zusätzlich werden auch Gebiete mit 

Mietpreisbremse und Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze in das förderfähige Gebiet einbe-

zogen. 

 Die Förderung soll zeitlich auf Baumaßnahmen begrenzt werden, mit denen in den Jahren 2016 bis 

2018 begonnen wird. Maßgebend ist der Bauantrag oder die Bauanzeige. Die Sonderabschreibung 

wird letztmalig im Jahr 2022 möglich sein. 

 

Anmerkung: Der Gesetzentwurf wird voraussichtlich alle parlamentarischen Hürden zügig passieren. 

Über den Werdegang bzw. die endgültige Verabschiedung halten wir Sie über dieses Informations-

schreiben auf dem Laufenden. 

 

2. „Gemischt genutzte Räume“ sind keine Arbeitszimmer 

 
Aufwendungen für häusliche Arbeitszimmer sind nur unter der Voraussetzung steuerlich abziehbar, 

dass für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die 

Höhe der abziehbaren Aufwendungen ist dabei grundsätzlich auf 1.250 € im Jahr begrenzt. Ein dar-

über hinaus gehender Abzug ist nur möglich, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 

betrieblichen oder beruflichen Betätigung bildet. 

 

Ein häusliches Arbeitszimmer setzt voraus, dass es sich um einen büromäßig eingerichteten 

Raum handelt, der ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche oder berufliche 

Zwecke genutzt wird. Fehlt es hieran, sind die Aufwendungen hierfür insgesamt nicht abzieh-

bar. Damit scheidet eine Aufteilung und anteilige Berücksichtigung im Umfang der betriebli-

chen oder beruflichen Verwendung – aus. Das trifft insbesondere auch bei einer sog. „Arbeitsecke“ 

zu. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs mit Beschluss vom 27.7.2015 festgelegt. 

Im entschiedenen Fall war streitig, ob Kosten für einen Wohnraum, der zu 60 % zur Erzielung von 

Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung und zu 40 % privat genutzt wird, anteilig als Wer-

bungskosten abziehbar sind. Der Große Senat begründet seine negative Entscheidung damit, dass der 

Gesetzgeber ausdrücklich an den herkömmlichen Begriff des „häuslichen Arbeitszimmers“ ange-

knüpft hat, der seit jeher voraussetzt, dass der Raum wie ein Büro eingerichtet ist und ausschließlich 

oder nahezu ausschließlich zur Erzielung von Einnahmen genutzt wird. 

 

3. Finanzverwaltung lässt Aufstockung von Investitionsabzugsbeträgen in  

einem Folgejahr zu 
 

Mit Urteil vom 12.11.2014 entschied der Bundesfinanzhof, dass ein Investitionsabzugsbetrag in der 

Fassung des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 in einem Folgejahr innerhalb des dreijährigen 

Investitionszeitraums bis zum gesetzlichen Höchstbetrag aufgestockt werden kann. 

Die Finanzverwaltung, die eine andere Meinung vertreten hatte, wendet das Urteil nunmehr für die 

Erhöhung (Aufstockung) von Investitionsabzugsbeträgen, die in vor dem 1.1.2016 endenden 

Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen worden sind, allgemein in allen noch offenen Fällen 

unter folgenden Voraussetzungen an: 

 Maßgebende Betriebsgrößenmerkmale: Die Erhöhung eines in einem Vorjahr für eine bestimm-

te Investition beanspruchten Investitionsabzugsbetrages setzt voraus, dass das maßgebende Grö-

ßenmerkmal auch am Ende des Wirtschaftsjahres nicht überschritten wird, in dem die Erhöhung 

berücksichtigt werden soll. 

Das sind zzt. bei bilanzierenden Gewerbebetrieben oder der selbstständigen Arbeit dienenden Be-

trieben, ein Betriebsvermögen von 235.000 €, bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft ein 



Wirtschaftswert oder ein Ersatzwirtschaftswert von 125.000 € oder bei Betrieben, die ihren Ge-

winn nach § 4 Absatz 3 ermitteln, ohne Berücksichtigung der Investitionsabzugsbeträge ein Ge-

winn von 100.000 €. 

 Maßgebender Investitionszeitraum: Die dreijährige Investitionsfrist beginnt mit Ablauf des 

Wirtschaftsjahres, in dem ein Investitionsabzugsbetrag für ein begünstigtes Wirtschaftsgut erst-

mals geltend gemacht wird. Eine Erhöhung des Abzugsbetrages in einem Folgejahr verlängert den 

Investitionszeitraum nicht. 

 

 Zeitpunkt der Inanspruchnahme von Erhöhungsbeträgen: Eine Erhöhung scheidet aus, wenn 

die Investitionsfrist bei Antragstellung abgelaufen ist und die Investition nicht durchgeführt wurde 

oder bei bereits durchgeführten Investitionen die Erhöhung erkennbar dem Ausgleich von nach-

träglichen Einkommenserhöhungen dient. 

 Erhöhung im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung: Ein Abzug im Wirtschafts-

jahr der Anschaffung/Herstellung des begünstigten Wirtschaftsgutes ist nicht möglich. Dies gilt 

auch für die Erhöhung von Investitionsabzugsbeträgen. 

 Rückgängigmachung: Bei Anschaffung oder Herstellung des begünstigten Wirtschaftsgutes sind 

die zuerst beanspruchten Teilabzugsbeträge vorrangig hinzuzurechnen. Soweit die insgesamt bean-

spruchten Investitionsabzugsbeträge für eine bestimmte Investition den Hinzurechnungsbetrag 

übersteigen und auch keine nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten innerhalb des 

verbleibenden Investitionszeitraums anfallen, ist der verbleibende Investitionsabzugsbetrag rück-

gängig zu machen. Dabei sind die zuletzt beanspruchten Teilabzugsbeträge vorrangig       rückab-

zuwickeln. 
 

 

4. Unterschiedliche Besteuerung von Erstattungs- und Nachzahlungszinsen  

vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Führt die Festsetzung der Einkommen-, Körperschaft-, Vermögen-, Umsatz- oder Gewerbesteuer zu 

Steuernachforderungen oder Steuererstattungen, sind diese zu verzinsen. Der Zinslauf beginnt 15 

Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden ist. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) sind Erstattungszinsen als steuerpflichtige 

Einnahmen im Rahmen der Einkünfte aus Kapitalvermögen zu erfassen. Nachzahlungszinsen sind 

hingegen steuerlich nicht ansetzbar. Die Anordnung der Besteuerung der Erstattungszinsen als Ein-

nahmen aus Kapitalvermögen durch den Gesetzgeber verstößt nach Auffassung des BFH im Vergleich 

zur Nichtabziehbarkeit der Nachzahlungszinsen weder gegen das Grundgesetz noch gegen das daraus 

folgende, an den Gesetzgeber gerichtete verfassungsrechtliche Gebot, einmal getroffene (steuerliche) 

Belastungsentscheidungen folgerichtig auszugestalten. 

Anmerkung: Gegen diese Entscheidung wurde nunmehr beim Bundesverfassungsgericht  Verfas-

sungsbeschwerde unter dem Aktenzeichen 2 BvR 1711/15 eingelegt. Betroffene Steuerpflichtige soll-

ten bei allen noch offenen Bescheiden Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens bis zur end-

gültigen Entscheidung beantragen. 
 

 

5. Verfassungsbeschwerden gegen das Alterseinkünftegesetz ohne Erfolg 
 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat 3 Verfassungsbeschwerden gegen das zum 1.1.2005 in 

Kraft getretene Alterseinkünftegesetz nicht zur Entscheidung angenommen. Somit blieben diese ohne 

Erfolg. 

Nach den Neuregelungen des Alterseinkünftegesetzes findet ein Systemwechsel hin zu einer nachge-

lagerten Besteuerung statt. Demnach werden Renteneinkünfte aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung und aus berufsständischen Versorgungen – zunächst mit einem Anteil von 50 % und dann je 

nach Eintrittsalter bis 2040 graduell auf 100 % ansteigend – besteuert. 
 

Nach Auffassung des BVerfG steht dem Gesetzgeber bei der Neuordnung der einkommensteuerrecht-

lichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen ein weiter Gestaltungsspiel-

raum zu. Insbesondere hält das oberste deutsche Gericht es mit dem allgemeinen Gleichheitssatz ver-



einbar, dass er Renteneinkünfte aus den verschiedenen Basisversorgungen gleich behandelt, obwohl 

die hierfür bis 2004 geleisteten Beiträge teilweise in unterschiedlichem Maße steuerentlastet waren. 
 

 

 

 

 

 

 

6. EuGH: Zur Umsatzsteueraufteilung bei gemischt genutztem Gebäude 
 

Verwendet der Unternehmer ein Grundstück zum Teil für umsatzsteuerpflichtige und zum Teil für 

umsatzsteuerfreie Ausführung von Umsätzen, die den Vorsteuerabzug ausschließen, so ist der Teil der 

Vorsteuerbeträge nicht abziehbar, der den zum Ausschluss vom Vorsteuerabzug führenden Umsätzen 

wirtschaftlich zuzurechnen ist. 

Der Unternehmer kann die nicht abziehbaren Teilbeträge im Wege einer sachgerechten Schätzung 

ermitteln. Eine Ermittlung der Vorsteuerbeträge nach dem Verhältnis der Umsätze ist nach deutschem 

Recht nur zulässig, wenn keine andere wirtschaftliche Zurechnung möglich ist. Der Gesetzgeber for-

dert bei Gebäuden vielmehr eine Aufteilung nach Fläche, weil dies angeblich eine sachgerechtere 

Aufteilung darstelle. Das bestätigte der Bundesfinanzhof noch mit Urteil vom 22.8.2013. 

Diese Regelung aber widerspricht der Auffassung des Europäischen  Gerichtshofs (EuGH). Dieser 

stellt in einer Rechtssache fest, dass die Befugnis der Mitgliedstaaten zum Erlass einer anderen Me-

thode der Berechnung des Vorsteuerabzugs als des Umsatzschlüssels eingeschränkt ist. Die alternati-

ve Berechnungsmethode darf nicht zu einer allgemeinen Methode gemacht werden, die vom Umsatz-

schlüssel abweicht. Des Weiteren muss die herangezogene alternative Methode eine „präzisere“ Be-

stimmung des Vorsteuerabzugs gewährleisten als die Bestimmung anhand des Umsatzschlüssels. 

Anmerkung: Betroffene Steuerpflichtige sollten – wenn für sie der Umsatzschlüssel als Auftei-

lungsmaßstab vorteilhafter ist – diesen anwenden und sich auf die Entscheidung des EuGH berufen. 

 

 

7. Befreiung von der Zweitwohnungsteuer für aus beruflichen Gründen  

gehaltene Nebenwohnung eines Verheirateten 
 

Eine aus beruflichen Gründen in Hamburg gehaltene Nebenwohnung eines nicht dauernd getrennt 

lebenden Ehepartners ist unabhängig vom zeitlichen Umfang der Nutzung von der Zweitwohnungs-

teuer befreit. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 30.9.2015 festgelegt. 

Im entschiedenen Fall hatte ein verheirateter Steuerpflichtiger seinen Hauptwohnsitz zunächst in 

Hamburg, wo er eine freiberufliche Tätigkeit ausübte. Später verlegte er seinen Hauptwohnsitz an den 

Wohnort seiner Ehefrau. Danach meldete er in Hamburg einen Nebenwohnsitz an, den er aus berufli-

chen Gründen an 2 bis 3 Tagen in der Woche bewohnte. Das Finanzamt setzte Zweitwohnungsteuer 

fest, weil es davon ausging, dass die Wohnung nur sporadisch und nicht überwiegend beruflich ge-

nutzt wird. 

Nach Auffassung des BFH setzt der Wortlaut des Hamburgischen Zweitwohnungsteuergesetzes nur 

voraus, dass ein Ehepartner die Wohnung aus überwiegend beruflichen Gründen innehat. Die Steuer-

begünstigung hängt nicht davon ab, dass die Nebenwohnung in Hamburg von dem dort gemeldeten 

Ehepartner auch überwiegend genutzt wird. Die aus der ehelichen Lebensgemeinschaft resultierenden 

Verpflichtungen rechtfertigen eine Ungleichbehandlung gegenüber unverheirateten Personen. 

Anmerkung: Das BFH-Urteil betrifft nicht nur Hamburg, sondern vermutlich alle Städte oder Ge-

meinden, die eine Zweitwohnungssteuer erheben. 

 

 

8. Kapitalabfindungen aus Direktversicherung und Sofortrenten sind  

krankenversicherungspflichtig 
 



Werden von freiwillig Versicherten Kapitalleistungen aus einer vom Arbeitgeber abgeschlossenen 

Direktversicherung in eine Sofortrentenversicherung angelegt, sind sowohl die Kapitalleistung aus der 

Lebensversicherung als auch die Sofortrente beitragspflichtig in der gesetzlichen Kranken- und Pfle-

geversicherung. Das stellt das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 3.12.2015 fest. 

Im entschiedenen Fall legte ein freiwillig Versicherter die Kapitalleistung aus einer durch den Arbeit-

geber abgeschlossenen Lebensversicherung in Form einer Direktversicherung in einer Sofortrenten-

versicherung an. Hierauf erhoben Kranken- und Pflegeversicherung Beiträge. Er machte geltend, dass 

die Kapitalabfindung ihm nicht ausgezahlt wurde, weil er fast den ganzen Betrag direkt in eine Sofort-

rentenversicherung investiert hat, durch welche ihm monatlich etwa 500 € ausgezahlt werden. 

 

Die Krankenversicherung stellte sich nun auf den Standpunkt, der Versicherte müsse nicht nur die 

Beiträge für die Kapitalabfindung zahlen, sondern zusätzlich noch rund 74 € monatlich auf die Sofort-

rente. 

 

Nach den auf gesetzlicher Grundlage erlassenen bundesweit geltenden „Beitragsverfahrensgrundsät-

zen Selbstzahler“ des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen sind sowohl die Kapitalabfindung 

als auch die Sofortrente beitragspflichtig, weil es sich um zwei verschiedene Versicherungen han-

delt und nicht aus der ersten Versicherung nur eine Rentenzahlung anstelle einer Kapitalabfin-

dung erlangt wurde. 

 

9. Steuerliche Behandlung betrieblich und beruflich veranlasster Auslandsreisen 

ab 1.1.2016 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 9.12.2015 die Pauschbeträge für Ver-

pflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich und betrieblich veranlasste Aus-

landsdienstreisen ab 1.1.2016 bekannt gemacht. Diese finden Sie auf der Internetseite des BMF unter: 

http://www.bundesfinanzministerium.de und dort unter Service -> BMF-Schreiben. 

 

Dabei ist bei eintägigen Reisen in das Ausland der entsprechende Pauschbetrag des letzten Tätigkeit-

sortes im Ausland maßgebend. Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gilt für die Ermitt-

lung der Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an den Zwischentagen (Tagen mit 24 

Stunden Abwesenheit) Folgendes: 

 

 Bei der Anreise vom Inland in das Ausland oder vom Ausland in das Inland jeweils ohne Tätig-

werden ist der entsprechende Pauschbetrag des Ortes maßgebend, der vor 24.00 Uhr Ortszeit er-

reicht wird. 

 Bei der Abreise vom Ausland in das Inland oder vom Inland in das Ausland ist der entsprechende 

Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. 
  

 Für die Zwischentage ist in der Regel der entsprechende Pauschbetrag des Ortes maßgebend, den 

der Arbeitnehmer vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht. 

 

Schließt sich an den Tag der Rückreise von einer mehrtägigen Auswärtstätigkeit zur Wohnung oder 

ersten Tätigkeitsstätte eine weitere ein- oder mehrtägige Auswärtstätigkeit an, ist für diesen Tag nur 

die höhere Verpflegungspauschale zu berücksichtigen. 

Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder ist der für Luxemburg geltende Pauschbetrag, 

für nicht erfasste Übersee- und Außengebiete eines Landes ist der für das Mutterland geltende 

Pauschbetrag maßgebend. 

Bitte beachten Sie! Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten sind ausschließlich in den Fällen der 

Arbeitgebererstattung anwendbar. Für den Werbungskostenabzug sind nur die tatsächlichen Über-

nachtungskosten maßgebend; dies gilt entsprechend für den Betriebsausgabenabzug. 

 

 

10. Kürzung der „außergewöhnlichen Belastungen“ um zumutbare Belastung 

verfassungsgemäß 
 



Krankheitskosten können nach dem Einkommensteuergesetz zwar grundsätzlich als außergewöhnliche 

Belastung bei der Einkommensteuer berücksichtigt werden – aber nur so weit sie die sog. „zumutbare 

Belastung“ überschreiten. 

Die Kürzung um die zumutbare Belastung war Thema zweier vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ausge-

fochtener Urteile. In den entschiedenen Fällen hatten Steuerpflichtige Krankheitskosten – Aufwen-

dungen für Zahnreinigung, Laboratoriumsmedizin, Zweibettzimmerzuschläge sowie für Arztbesuche 

und Zuzahlungen für Medikamente (Praxis- und Rezeptgebühren) – als außergewöhnliche Belastun-

gen im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung geltend gemacht. Sie waren der Auffassung, dass 

die Aufwendungen zwangsläufig entstanden und von Verfassung wegen – ohne Berücksichtigung 

einer zumutbaren Belastung – abzuziehen sind, weil sie Teil des einkommensteuerrechtlich zu ver-

schonenden Existenzminimums sind. 

Der BFH stellte jedoch in seinen Entscheidungen vom 2.9.2015 dazu fest, dass es nicht von Verfas-

sung wegen geboten ist, bei der einkommensteuerrechtlichen Berücksichtigung von Krankheitskosten 

als außergewöhnliche Belastungen auf den Ansatz einer zumutbaren Belastung zu verzichten. Es sei 

grundsätzlich erlaubt, Versicherte zur Entlastung der Krankenkassen und zur Stärkung des Kostenbe-

wusstseins in Form von Zuzahlungen zu beteiligen, soweit dies dem Einzelnen finanziell zumutbar ist. 

Anmerkung: Nach Auffassung des BFH ist es auch verfassungsrechtlich nicht geboten, auf den An-

satz der zumutbaren Belastung zu verzichten. Denn zum verfassungsrechtlich zu achtenden Existenz-

minimum gehören solche Zuzahlungen nicht, weil auch Sozialhilfeempfänger solche zu leisten haben. 

 

 
11. Ermittlungen wegen des Verdachts der Steuerhinterziehung bei 

„Rechnungssplitting“ 

 

Nach einer Pressemitteilung des Landesamtes für Steuern Rheinland-Pfalz durchsuchten Steuerfahn-

der Zulieferfirmen von Weinbaubetrieben wegen des Verdachts der Steuerhinterziehung durch Win-

zer. Dort erwarben Winzer ihre Korken und sonstige Weinverschlüsse im Wege eines sog. „Rech-

nungssplittings“, bei dem ein Teil der Ware mit Anschrift und Kundenkonto des Winzers berechnet 

und ein anderer Teil als anonymer Barverkauf abgewickelt wurde. Die daraus gewonnenen Erkennt-

nisse führten zur Aufdeckung von Steuerstraftaten. 

Bitte beachten Sie! Selbstanzeigen sind, solange die Steuerhinterziehung als nicht entdeckt gilt, noch 

möglich und führen nach Zahlung der Steuerschuld zur Straffreiheit. Da die Ermittlungen andauern, 

ist damit zu rechnen, dass sich die Zahl der Verfahren erhöhen wird. Das Erstellen einer Selbstanzeige 

ist mit hohen rechtlichen Anforderungen verbunden. Lassen Sie sich im Bedarfsfall daher unbedingt 

beraten! 

 

 
12. Automatischer Austausch von Informationen über Finanzkonten ab 2016 

tritt in Kraft 
 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 18.12.2015 dem Gesetz zu der Mehrseitigen Vereinbarung 

vom 29.10.2014 zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von Informa-

tionen über Finanzkonten und zur Änderung weiterer Gesetze zugestimmt. 

Die Finanzverwaltungen der Vertragsstaaten können länderübergreifend steuerrelevante Informatio-

nen austauschen, um der zunehmenden Anzahl von Möglichkeiten zur Steuerverkürzung wirksam zu 

begegnen. Die Finanzinstitute haben dem Bundeszentralamt für Steuern die Daten jeweils zum 31. 

Juli eines Jahres für das vorhergehende Kalenderjahr zu übermitteln; beginnend zum 31.7.2017 für 

2016. Die Schweiz und Österreich haben erst 2018 für das Jahr 2017 die ersten Informationen 

zugesagt. 

Bei den Gesetzen handelt es sich um den automatischen Austausch von Informationen über Auslands-

konten von Privatpersonen. Damit soll es möglich werden, entsprechende Finanzdaten mit anderen 

Ländern automatisch auszutauschen. 

Deutschland und 50 weitere Staaten hatten sich Ende Oktober 2014 in einem globalen Abkommen 

verpflichtet, sich ab Herbst 2017 gegenseitig über Auslandskonten von Privatpersonen zu informieren. 

Durch das Abkommen sollen auch Banken und Finanzinstitute verpflichtet werden, Informationen 



über Zinsen, Dividenden, Guthaben auf Konten oder Erlöse aus dem Verkauf von Finanzvermögen 

einer Behörde zu melden. Zwischenzeitlich ist die ZahI der teilnehmenden Staaten auf über 60 ange-

stiegen. Dazu gehören auch die Cayman lslands, die Kanalinsel Jersey, Liechtenstein und die 

Schweiz. 

 

Mitgeteilt werden müssen Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer sowie Geburtsdaten 

und -ort jeder meldepflichtigen Person, die Kontonummer, die Jahresenddaten der Finanzkon-

ten sowie gutgeschriebene Kapitalerträge. 

 

 

13. Keine Wertminderung bei VW-Autos 
 

Die vermeintliche Wertminderung eines Autos durch erhöhte Abgaswerte wie im Fall von Volkswa-

gen kann nach Aussage der Bundesregierung nicht im Rahmen einer Einkunftsart als Betriebsausgabe 

oder Werbungskosten geltend gemacht werden. Für Steuerpflichtige sind „abnutzbare Wirtschaftsgü-

ter des Anlagevermögens mit den Anschaffungskosten vermindert um die Absetzungen für Abnutzun-

gen anzusetzen“, heißt es in einer Pressemitteilung vom 28.12.2015. 

Ist der Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung niedriger, so kann dieser 

angesetzt werden. Da der VW-Konzern jedoch angekündigt hat, dass alle von dem Abgasskandal be-

troffenen Fahrzeuge nachgebessert würden und der Mangel damit behoben werde, handele es sich, 

wenn überhaupt objektiv eine Wertminderung dargestellt werden könne, nur um einen vorübergehen-

den Sachverhalt. Aus demselben Grund kommt auch eine Absetzung für außergewöhnliche technische 

oder wirtschaftliche Abnutzung nicht in Betracht. 

 

 

14. Verdeckte Gewinnausschüttungen lösen keine Schenkungsteuer aus 

 
Eine verdeckte Gewinnausschüttung in Form von überhöhten Mietzahlungen stellt keine Schenkung 

dar. Dies hat das Finanzgericht Münster (FG) mit Urteil vom 22.10.2015 entschieden. 

Im entschiedenen Fall war ein Steuerpflichtiger Geschäftsführer einer GmbH, deren Alleingesell-

schafterin seine Ehefrau ist. Er vermietete ein Grundstück und verschiedene Maschinen an die GmbH 

zu einem – wie sich nach einer Betriebsprüfung herausstellte – überhöhten Mietpreis. Dies führte zum 

Ansatz verdeckter Gewinnausschüttungen in den Körperschaftsteuerbescheiden der GmbH. Das Fi-

nanzamt nahm in Höhe der verdeckten Gewinnausschüttungen zudem freigiebige Zuwendungen der 

GmbH an den Steuerpflichtigen an und setzte diesbezüglich Schenkungsteuer fest. 

Hiergegen wandte sich der Steuerpflichtige erfolgreich mit dem Argument, dass eine steuerliche Dop-

pelbelastung vorliegt. Das FG gelangte zu der Überzeugung, dass die Schenkungsteuer nur freigiebige 

Zuwendungen erfasse, nicht hingegen Vermögensvorteile, die durch eine Erwerbshandlung am Markt 

erzielt werden und deshalb der Einkommensteuer unterliegen. 

Die Mietzahlungen stellten jedoch beim Steuerpflichtigen in voller Höhe Einkünfte aus Vermietung 

und Verpachtung dar. Da hierauf Einkommensteuer anfällt, dürfen die Beträge nicht erneut der 

Schenkungsteuer unterworfen werden. 

 

Anmerkung: Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof aus Gründen der Rechtsfortbildung 

zugelassen. Diese ist dort unter dem Aktenzeichen II R 54/15 anhängig. 

 

 

15. Sozialversicherungspflicht des GmbH-Gesellschafters 
 

Das Bundessozialgericht (BSG) hatte bereits in 2 Urteilen vom 29.8.2012 ausgeführt, dass ein vertrag-

lich bestehendes Weisungsrecht – auch wenn es tatsächlich nicht ausgeübt wird – bedeutsam für die 

Abgrenzung von Beschäftigung und Selbstständigkeit ist. 

Nach neuer Auffassung des BSG ist dem Sozialversicherungsrecht eine bloße „Schönwetter-

Selbstständigkeit” fremd, die nur so lange gilt, wie keine Konflikte auftreten. Im Konfliktfall ist allein 

entscheidend, was vertraglich vereinbart wurde. Danach gilt für die Praxis: Maßgebend für die sozi-

alversicherungsrechtliche Beurteilung ist die abstrakte Rechtsmacht. 



Nunmehr nimmt das BSG in 3 weiteren Urteilen vom 11.11.2015 zur Sozialversicherungspflicht von 

GmbH-Gesellschaftern (GG) Stellung. Darin heißt es u. a.: Allein weitreichende Entscheidungsbefug-

nisse machen einen GG nicht zu einem Selbstständigen. Die Annahme eines solchen eigenen Unter-

nehmerrisikos ist nicht allein deshalb gerechtfertigt, weil für die GmbH hohe Darlehensverbindlich-

keiten eingegangen und eine weitere Darlehensforderung gegen die GmbH erworben wurde. 

Dass ihm von seiner Ehefrau (= Mehrheitsgesellschafterin und Alleingeschäftsführerin) GmbH-

Stimmrechte übertragen wurden, ist unbeachtlich, weil nach dem gesellschaftsrechtlichen Abspal-

tungsverbot das Stimmrecht eines Gesellschafters nicht ohne den dazugehörigen Geschäftsanteil über-

tragen werden kann. Insgesamt verhält es sich daher so, dass der jeweilige Mehrheitsgesellschafter – 

insbesondere im Konfliktfall – jeweils wieder über sein Stimmrecht verfügen und den GG in der Ge-

sellschafterversammlung überstimmen konnte. 

Anmerkung: Das BSG misst einer nur auf Zeiten eines harmonischen Zusammenwirkens unter Fami-

lienmitgliedern beschränkten „Schönwetter-Selbstständigkeit“ aber sozialversicherungsrechtlich keine 

entscheidende Bedeutung zu. Ebenso ist es danach irrelevant, wenn geltend gemacht wird, trotz feh-

lender gesellschaftsrechtlicher Befugnisse sei der GG aufgrund seiner Fachkenntnisse und Stellung 

„Kopf und Seele“ der GmbH. 

 

 

16.  Bauabzugsteuer für Photovoltaikanlagen ab 2016 
 

Vergütungen für Bauleistungen, die im Inland gegenüber einem Unternehmer oder einer juristischen 

Person des öffentlichen Rechts erbracht werden, unterliegen der sog. Bauabzugsteuer. Der Leistungs-

empfänger ist verpflichtet, vom Rechnungsbetrag 15 % einzubehalten und an das Finanzamt abzufüh-

ren, es sei denn, ihm liegt eine gültige Freistellungsbescheinigung vor oder die gesamte Leistung im 

laufenden Kalenderjahr übersteigt voraussichtlich nicht die Freigrenze von 5.000 € (bzw. 15.000 € bei 

ausschließlich steuerfreien Umsätzen). Die Verpflichtung zum Steuerabzug entsteht in dem Zeitpunkt, 

in dem die Leistung erbracht wird. 

Unter Bauleistung sind alle Leistungen zu verstehen, die der Herstellung, Instandsetzung oder In-

standhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen. Nach einer Verfügung des Bayeri-

schen Landesamtes für Steuern stellt auch die Installation einer Photovoltaikanlage an oder auf einem 

Gebäude eine Bauleistung dar. Auch die Aufstellung einer Freilandphotovoltaikanlage kann den Bau-

leistungsbegriff erfüllen. 

Anmerkung: An der bisher anders lautenden Auffassung, dass Photovoltaikanlagen als Betriebsvor-

richtungen nicht den Begriff des Bauwerks erfüllen, wird nicht mehr festgehalten. Die nunmehr gel-

tende Rechtsauffassung wird grundsätzlich in allen offenen Fällen angewendet. Für Fälle bis zum 

31.12.2015 (Zeitpunkt der Entstehung der Bauabzugsteuer) soll es jedoch nicht beanstandet werden, 

wenn ein Abzug der Bauabzugsteuer oder das Anfordern einer Freistellungsbescheinigung unterbleibt. 

 

 

 

 

________________________________________________________________________________ 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


